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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Eyrich, Sprenger, Broll, Dr. Laufs, 
Biechele, Dr. Jentsch (Wiesbaden), Regenspurger, Gerlach (Obernau), Dr. Miltner, 
Dr. Langguth, Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 8/1486 - 


Komitee für Frieden, Abrüstung und Zusammenarbeit (KFAZ) 


Der Bundesminister des Innern - ÖS 2 ~ 614 300 - K 28 - hat 
mit Schreiben vom 21. März 1978 die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung. 

Entsprechend ihrem Konzept, ihre Aktionsbasis zur Durchset- 
zung ihrer verfassungsfeindlidien Zielsetzung durch Aktions- 
einheiten und Bündnisse mit demokratischen Kräften zu ver- 
breitern, bemüht sich die DKP ständig, häufig als „überpartei- 
liche" oder „unabhängige" Initiativen oder Komitees bezeich- 
nete, Organisationen entweder gemeinsam mit Nichtkommu- 
nisten zu bilden oder ohne ihre Mitwirkung gebildete Zu- 
sammenschlüsse zu unterwandern und zu beeinflussen. 

Das Maß der Beeinflussung derartiger Organisationen durch 
Kommunisten kann dabei nicht unbedingt aus der Zahl erkenn- 
barer DKP-Anhänger unter ihren Mitgliedern abgeleitet 
werden. 

Nicht selten sind Mitglieder von Vorständen, auch in schein- 
baren Führungsfunktionen, sowie die Mehrheit der Mitglieder 
keine Kommunisten. Entscheidende Funktionen, vor allem im 
organisatorischen Bereich, beispielsweise in den als Sekretariat, 
Büro oder in ähnlicher Weise bezeichneten Führungs- und Ent- 
scheidungsgremien liegen jedoch überwiegend in den Händen 
kommunistischer oder prokommunistischer Funktionäre, die - 
häufig auch unter Inanspruchnahme weitgehender materieller 
Unterstützung der sie entsendenden Organisationen - die Ge- 
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staltung der politischen Aktionen, die Abfassung von Erklärun- 
gen und andere Tätigkeiten der beeinflußten Organisation ent- 
scheidend prägen. 

In diesem Zusammenhang ist auch das 1974 unter maßgeblicher 
Beteiligung der DKP, ihrer Nebenorganisationen und von ihr 
beeinflußter Organisationen gegründete KFAZ zu sehen. Aus 
der Sicht der DKP sollen hier die Werte des Friedens und der 
Abrüstung benutzt werden, um durch gemeinsame politische 
Aktionen von Kommunisten und Nichtkomihunisten die Vor- 
stellung des orthodoxen Kommunismus zur Friedens- und Ab- 
rüstungspolitik zu verbreiten und durchzusetzen. Das Komitee 
hat weder eine rechtlich verbindliche noch tatsächlich feste 
Organisation, was eine demokratische Kontrolle seiner Funktio- 
näre faktisch ausschließt. Die meisten Mitglieder sind Nicht- 
kommunisten, von denen einzelne in scheinbaren Führungs- 
funktionen die Organisation nach außen repräsentieren. 

Die eigentliche Arbeit, insbesondere die organisatorische Vor- 
bereitung der Aktivitäten des Komitees, z. B. der einer größe- 
ren Öffentlichkeit bisher nur bekanntgewordenen „Abrüstungs- 
demonstrationen'' und Aufrufe, besorgt jedoch das „Büro des 
KFAZ". Es ist das Leitungsgremium des KFAZ und besteht aus 
Mitgliedern, die nicht gewählt, sondern durch „Konsens" ein- 
gesetzt werden. Die laufenden Geschäfte erledigt ein Geschäfts- 
führer. Von diesen Personen gehört der überwiegende Teil als 
Mitglied, zum Teil sogar als leitender Funktionär Organisatio- 
nen an, die unter kommunistischem Einfluß stehen und die dem 
KFAZ teilweise auch technische und organisatorische Hilfe 
leisten. Dies sind u. a.: 

„Deutsche Friedens-Union" (DFU) 

„Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der 

Antifaschisten" (VVN-BdA) 

„Weltfriedensrat", eine internationale prokommunistische 

Vereinigung. 

Diese bereits wiederholt gegebene Auskunft trifft auch heute 
noch zu. 


1. Trifft es zu, daß allein von den 98 Erstunterzeichnern des jüng- 
sten Aufrufs „Beendet das Wettrüsten"' des Komitees für Frie- 
den, Abrüstung und Zusammenarbeit (KFAZ) jedenfalls 
Martha Buschmann, Helmut Bublitz, Wolf gang Gehrcke, Steffen 
Lehndorff, Heinz Lukrawka und Willi Orczykowski dem Partei- 
vorstand der DKP, 

Willi Engels, Thomas Erdner, Heinz Hofmann, Dr. Erika Runge 
und Wolfgang Stephan 
sonstigen Gliederungen der DKP, 

Dr. Heinz Düx und Dr. Joseph Rossaint 

dem Präsidium der DKP-beeinflußten VVN/BdA 

und eine Anzahl weiterer Erstunterzeichner sonstigen DKP- 

beeinflußten Organisationen wie der DFU, dem BdWi, dem 

ASK oder der VDJ angehören? 

Ist es richtig, daß auch der frühere Bischof Frenz zu den Unter- 
zeichnern des Aufrufs gehört? 

Ja, die in der Frage aufgeführten Personen gehören dem Partei- 
vorstand der DKP, sonstigen Gliederungen der DKP oder dem 
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Präsidium der DKP-beeihflußten VVN-BdA an. Mindestens 20 
weitere Erstunterzeichner sind Mitglieder anderer kommuni- 
stisch beeinflußter Organisationen. 

In der den Fragestellern offenbar auch vorliegenden, dem Auf- 
ruf beigefügten Namensliste ist auch „Pastor Helmut Frenz, 
ehemaliger chilenischer Bischof" aüfgeführt. 

Herr Frenz hat dem Bundesministerium des Innern mit Schrei- 
ben vom 1. Februar 1978 mitgeteilt, daß er bereits im November 
1976 im Interesse von amnesty international seine Mitarbeit im 
KFAZ offiziell eingestellt hat. 


2. Gibt es irgendwelche Zweifel daran, daß das Komitee für Frie- 
den, Abrüstung und Zusammenarbeit und die Aktion „Beendet ’ 
das Wettrüsten" von der DKP gesteuert sind? 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte, die Zweifel 
daran begründen könnten, daß es sich beim KFAZ nicht um eine 
orthodox-kommunistisch beeinflußte Organisation handelt. Im 
übrigen verweise ich auf die Ausführungen zum KFAZ in der 
Vorbemerkung und im Verfassungsschutzbericht 1976 S. 76 
sowie auf die ausführliche Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretäres des Bundesministeriums des Innern auf die 
Schriftlichen Fragen zum KFAZ für die Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages am 21. April 1977 (Anlage 70, S. 1609 des 
Protokolls). 


3. Trifft es zu, daß das DKP-Präsidiums-Mitglied, Frau Martha 
Buschmann, den besonderen Auftrag hat, „Aktionseinheiten" 
der DKP mit sogenannten demokratischen, nicht zu den Neben- 
organisationen der DKP zählenden Organisationen, wie dem 
KFAZ, zu fördern und zu entwickeln? 

Frau Martha Buschmann, Gründungsmitglied der DKP, ist seit 
1971 Mitglied des DKP-Präsidiums. Ausweislich einer als Partei- 
tagsinformation im März 1976 von der DKP verteilten Übersicht 
über biographische Daten der Mitglieder des Präsidiums des 
Partei Vorstandes der DKP bekleidete Frau Buschmann, die 1946 
bereits Mitglied der KPD war, „viele Funktionen in der poli- 
tischen Frauenarbeit". U. a. wirkte sie im Bundesvorstand des 
kommunistisch beeinflußten Demokratischen Frauenbundes bis 
zu dessen Verbot mit. Seit 1960 ist sie aktiv in der kommunisti- 
schen Friedensbewegung tätig und seit 1965 Mitglied des Welt- 
friedensrates (WFR), dessen Sekretariat sie von 1969 bis 1974 
angehörte. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß minde- 
stens drei Unterzeichner des Aufrufs (Horst Bingel, Peter O. 
Chotjewitz, Prof. Dr. H. Gollwitzer) gleichzeitig durch ihre Mit- 
gliedschaft im Beirat des in Frankfurt erscheinenden „Infor- 
mationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten" die- 
sem Verkündungsblatt für „Erklärungen und Stellungnahmen 
terroristischer Gruppen" ihre Unterstützung leihen, und daß 
darüber hinaus der rechtskräftig verurteilte Terrorist P. P. Zahl 
zu den Unterzeichnern zählt? Sind ihr weitere Querverbindun- 
gen moskautreuer Kommunisten zu Sympathisanten oder Akti- 
visten der Terrorismus-Szene bekannt, die mit der demonstra- 
tiven Ablehnung des „individuellen Terrors" durch die DKP 
nicht in Übereinstimmung zu bringen sind? 
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Aus dem in der Frage zutreffend wiedergegebenen Sachverhalt 
kann nach Ansicht der Bundesregierung eine bedeutsame 
„Querverbindung" der angedeuteten Art genausowenig ge- 
schlossen werden wie die Tatsache, daß Personen aus den ver- 
schiedensten gesellschaftlichen Bereichen den Aufruf ebenfalls 
unterzeichnet haben, die Schlußfolgerung zuläßt, daß zwischen 
all diesen Bereichen einerseits und moskautreuen Kommunisten 
oder gar Befürwortern terroristischer Gewalttaten andererseits 
bedeutsame Querverbindungen bestehen. 


5. Trifft die Darstellung des Komitees für Frieden, Abrüstung 
und Zusammenarbeit in der Erklärung „Beendet das Wett- 
rüsten" zu, daß die USA und die UdSSR erklären, daß es im 
Atomzeitalter keine Alternative zur Politik der friedlichen 
Koexistenz in ihren Beziehungen zueinander geben kann? 


Die im Aufruf des KFAZ „Beendet das Wettrüsten" enthaltene, 
in der Frage wiedergegebene Darstellung geht offenbar auf die 
im Mai 1972 von dem Generalsekretär des ZK der KPdSU für 
die UdSSR und vom Präsidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika für die USA abgegebene gemeinsame Erklärung zu 
den Grundlagen der Beziehungen zwischen den beiden Staaten 
zurück, in der u. a. erklärt wurde: Die USA und die UdSSR wer- 
den von der gemeinsamen Überzeugung ausgehen, daß es im 
Kernzeitalter keine andere Grundlage für die Aufrechterhaltung 
der Beziehungen zwischen ihnen gibt als die friedliche Koexi- 
stenz. Die Unterschiede in der Ideologie und in den sozialen 
Systemen der UdSSR und der USA sind kein Hindernis für die 
Entwicklung normaler, auf den Prinzipien der Souveränität der 
Gleichheit der Nichteinmischung in die inneren Angelegen- 
heiten und des gegenseitigen Nutzens beruhender Beziehungen 
zwischen ihnen. 


6. Ist es richtig, daß das schon bei Lenin erscheinende Konzept 
der „friedlichen Koexistenz" bedeutet 

— Kampf zwischen den beiden Systemen (Kapitalismus/Sozia- 
lismus) unter Ausschluß des großen Krieges, 

— Kampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie, zwischen Welt- 
sozialismus und Imperialismus bis zum vollen Sieg des 
Kommunismus im Weltmaßstab, 

— eine Form des Klassenkampfes, ein grausamer, beharrlicher 
Kampf an sämtlichen Fronten - der wirtschaftlichen, poli- 
tischen und ideologischen - 

und daß es zu diesem sowjetischen Konzept der „friedlichen 
Koexistenz" keine konkurrierenden Konzepte gibt? 

Mit dem Begriff der „friedlichen Koexistenz" definiert die 
KPdSU und die sowjetische Regierung, unter Berufung auf 
einige Stellen in den Schriften Lenins, das Verhältnis zwischen 
Staaten mit kommunistischer und solchen mit freiheitlich-demo- 
kratischer Grundordnung. Es trifft zu, daß dieses kommunistische 
Konzept die Fortsetzung des Klassenkampfes innerhalb der 
westlichen Gesellschaften sowie im internationalen Maßstab 
ebenso betont wie das unverminderte Fortbestehen eines 
unversöhnlichen ideologischen Gegensatzes zwischen Ost und 
West. 
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Der Begriff der „friedlichen Koexistenz" gehört nicht zum poli- 
tischen Vokabular der Bundesregierung. Sie hat ihn in bilatera- 
len und multilateralen politischen Dokumenten im Ost-West- 
Verhältnis bisher nicht benutzt. Sie beabsichtigt nicht, dies in 
Zukunft zu tun. Sie fühlt sich nicht aufgerufen, sich amtlich über 
Inhalt und Tragweite dieses Begriffs in der Doktrin der WP- 
Staaten und ihrer kommunistischen Parteien zu äußern. Sie ver- 
folgt aber die östlichen ideologischen Konzeptionen. Sie analy- 
siert außen- und innenpolitische Risiken, die sich aus ihr er- 
geben, und stellt sie bei ihrer Politik in Rechnung. 

Die Bundesregierung hat immer wieder klargemacht, daß sie 
Entspannungspolitik als nüchterne Interessenpolitik sieht, zu 
der es keine vernünftige Alternative gibt. Die Entspannungs- 
politik der Bundesregierung, so wie sie mit den westlichen Ver- 
bündeten abgestimmt ist, berücksichtigt die Realitäten (vgl. 
Antwort der Bundesregierung auf die Großen Anfragen betref- 
fend die Sicherheitspolitik, Drucksache 8/464, S. 10). 


7. Auf welche Weise hat die Bundesregierung bisher die deut- 
sche Bevölkerung über den Inhalt des Begriffs „friedliche 
Koexistenz" informiert, und wie wird sie das in Zukunft tun, 
um sicherzustellen, daß Personen und Organisationen aus der 
Bundesrepublik Deutschland jedenfalls nicht aus Unkenntnis 
sich zu einer Unterstützung der Politik der „friedlichen Koexi- 
stenz" bewegen lassen? 


Von der Bundesregierung eingerichtete Institutionen, wie die 
Bundeszentrale für politische Bildung, insbesondere mit ihrem 
Ostkolleg, und das Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und 
internationale Studien, informieren seit Jahren in einer Viel- 
zahl von Vortrags Veranstaltungen und durch Publikationen in 
umfassender und fundierter Weise über kommunistische Ideo- 
logie und Strategien einschließlich der „friedlichen Koexistenz". 
Diese Aufklärungsarbeit wird fortgesetzt. 


8. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in DKP- 
beeinflußten Organisationen, in denen Mitglieder „den erheb- 
lichen kommunistischen Einfluß nicht erkennen oder ihn zwar 
erkennen, aber in Kauf nehmen", gezielt über Methoden und 
Ziele der kommunistischen Einflußnahme aufzuklären? 

Wie hat sie solche Möglichkeiten bisher gegenüber der DFG/ 
VK oder der NFJD, von denen zahlreiche Funktionäre den, 
Aufruf „Beendet das Wettrüsten" unterzeichnet haben, genutzt? 
Hat sie jemals, und wenn ja, mit welchem Erfolg, versucht, 
sachlich aufklärende Information, etwa aus dem Dienst „Innere 
Sicherheit" des Bundesinnenministers, in solchen Organisatio- 
nen verteilen zu lassen? 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen des ihr Möglichen 
bemüht, die notwendige Aufklärungsarbeit zu leisten. Neben 
den Publikationen der in der Antwort zu Frage 7 erwähnten 
Institutionen gibt der Bundesminister des Innern seit 1968 den 
jährlich in steigender Auflagenzahl erscheinenden Verfassungs- 
schutzbericht heraus. Darüber hinaus wird der Informations- 
dienst des BMI „Innere Sicherheit" gezielt an einen großen 
Kreis geeigneter Multiplikatoren versandt. 
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In den Verfassungssdiutzberiditen wurde immer wieder auf die 
Bemühungen der DKP um Bündnisse und Aktionseinheit mit 
demokratischen Kräften, die damit verfolgte, kommunistische 
Strategie sowie auf die dabei bevorzugten Aktionsfelder wie 
Frieden und Abrüstung hingewiesen. Desgleichen wurden so- 
wohl die allgemeine Öffentlichkeit als auch gezielt die von 
Unterwanderung oder Einflußversuchen betroffenen Gruppen 
über Einflußnahme kommunistischer Kräfte auf „unabhängige" 
oder „überparteiliche" Organisationen und Vereinigungen 
laufend unterrichtet. 

Insbesondere in den Nummern 37, 38 und 41 der „Inneren 
Sicherheit" ist über beeinflußte Organisationen berichtet wor- 
den, im Heft 38 speziell über das KFAZ. 

Die Bundesregierung hat auch stets die durch parlamentarische 
Anfragen gegebene Gelegenheit genutzt, sich informierend zu 
diesen Sachverhalten zu äußern. So wurde z. B. in den Frage- 
stunden vom 19. Mai 1976 (Anlage 29 zur Niederschrift der 244. 
Sitzung des 7. Deutschen Bundestages) am 21. April 1977 (An- 
lage 70 zur Niederschrift der 23. Sitzung des 8. Deutschen Bun- 
destages) und am 9. November 1977 (Niederschrift der 54. 
Sitzung des 8. Deutschen Bundestages S. 4181) über das KFAZ 
informiert. 


9. Wenn die Bundesregierung keine realistische Möglichkeit zur 
Verteilung sachlicher Informationsschriften über den kommu- 
nistischen Einfluß in solchen Organisationen sieht, welche 
Folgerungen ergeben sich für sie daraus für ihre Arbeit im 
Rahmen des Verfassungsschutzes durch Aufklärung einerseits 
und für die Beurteilung des Maßes, das die kommunistische 
Beeinflussung erreicht hat, andererseits? 


Die Bundesregierung geht davon aus, daß die von ihr der 
Öffentlichkeit u. a. durch die in der Antwort zur Frage 8 auf- 
gezeigten Maßnahmen zugänglich gemachten Informationen 
auch den demokratischen Kräften zugegangen sind, die bereit 
und in der Lage sind, kommunistischen Einfluß in Organisatio- 
nen der genannten Art zurückzudrängen. Sie setzt darüber 
hinaus selbstverständlich ihre aufklärende Informationsarbeit 
fort. 


10. Welche konkrete Hilfe leistet die Bundesregierung den Ge- 
werkschaften, aus denen eine Vielzahl von Funktionären auf 
Orts- und Bezirksebene den Aufruf „Beendet das Wettrüsten" 
unterstützen, bei der notwendigen Aufklärungsarbeit insbeson- 
dere angesichts der im DGB-Bundesvorstand gelegentlich der 
letzten Bundesjugendkonferenz getroffenen Feststellung, daß 
in der DGB-Jugend und der SDAJ und der DKP zugehörende 
oder nahestehende Kräfte einen weit über ihren Mitglieder- 
anteil hinausgehenden Einfluß gewonnen haben? 

Die in der Antwort auf die Frage 8 genannten Informationen 
stehen selbstverständlich auch Gewerkschaften zur Verfügung. 
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11. Ist die Bundesregierung bereit, demokratischen Parteien, die in 
Parteiordnungs- oder ähnlichen Verfahren gegen Mitglieder 
wegen Unterstützung des Komitees für Frieden, Abrüstung und 
Zusammenarbeit vergehen wollen, über die bereits öffentlich 
bekannten Tatsachen hinaus weiteres konkretes Material über 
die Steuerung des Komitees für Frieden, Abrüstung und Zu- 
sammenarbeit durch moskautreue Kommunisten zur Verfügung 
zu stellen, damit solche Verfahren insoweit nicht unter Beweis- 
schwierigkeiten zu leiden haben? 

Die Bundesregierung hat im Rahmen des ihr Möglichen und des 
gesetzlich Zulässigen die Öffentlichkeit und alle demokratischen 
Gruppen u. a. durch die in der Antwort auf die Frage 8 ge- 
nannten Maßnahmen bereits eingehend und umfassend infor- 
miert. Sie ist selbstverständlich bereit, alle demokratischen 
Gruppen auch auf diesem Gebiet im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten zu unterstützen. 
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